
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit X. X.

erschwerender Umstand berücksichtigt werden. § 35 
Absatz 4 Ziffer 5 und § 45 Absatz 6 Ziffer 2 bleiben 
unberührt.

2. Abschnitt 
Beratung und Entscheidung 
durch ein gesellschaftliches Organ 
der Rechtspflege

Hinweis: Vgl. GGG; Konfliktkommissionsordnung; 
Schiedskommissionsordr.nng.

i§ 28
Voraussetzungen der Übergabe 
an gesellschaftliche Organe 
der Rechtspflege
(1) Über Vergehen beraten und entscheiden die ge­
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege, wenn im 
Hinblick auf die eingetretenen Folgen und die 
Schuld des Täters die Handlung nicht erheblich ge­
sellschaftswidrig ist und wenn unter Berücksichti­
gung der Tat und der Persönlichkeit des Täters eine 
wirksame erzieherische Einwirkung durch das gesell­
schaftliche Organ der Rechtspflege zu erwarten ist. 
Diese Sachen sind durch die staatlichen Organe der 
Rechtspflege zu übergeben, wenn der Sachverhalt 
vollständig aufgeklärt ist und der Täter seine Rechts­
verletzung zugibt. Bei fahrlässigen Straftaten kann 
die Sache einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege auch dann übergeben werden, wenn 
ein erheblicher Schaden eingetreten ist, jedoch die 
Schuld des Täters infolge außergewöhnlicher Um­
stände gering ist.

Hinweis: Vgl. §58 StPO.

(2) Unter diesen Voraussetzungen beraten und ent­
scheiden die gesellschaftlichen Organe der Rechts­
pflege über alle Vergehen, insbesondere über
- Vergehen gegen das sozialistische und persönli­

che Eigentum;
- Körperverletzungen;
- Verletzungen des Arbeits- und Gesundheits­

schutzes.
(3) Eine Übergabe kann insbesondere erfolgen, 
wenn Verpflichtungen der Arbeitskollektive, der 
Hausgemeinschaften, der Brigaden oder anderer 
Kollektive eine erfolgreiche Erziehung des Rechts­
verletzers gewährleisten und die Rechte und Interes­
sen der Bürger und der Gesellschaft gewahrt wer­
den.
(4) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
beraten und entscheiden auch über Verfehlungen.

Hinweis: Vgl. § 2 Abs. 3, §§ 3 und 6 der 1. DVOzum 
EGStGB/StPO - Verfolgung von Verfehlungen - 
(Reg.-Nr. 113.).

§29
Erziehungsmaßnahmen
(1) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
können im Ergebnis ihrer Beratung über Vergehen 
folgende Erziehungsmaßnahmen festlegen:
1. Die Verpflichtung des Bürgers, sich bei dem Ge­

schädigten oder vor dem Kollektiv zu entschuldi­
gen, wird bestätigt, oder ihm wird eine solche 
Pflicht auf erlegt.

2. Die Verpflichtung des Bürgers, Schadenersatz in 
Geld nach den Rechtsvorschriften zu leisten oder 
den angerichteten Schaden durch eigene Arbeit 
wiedergutzumachen, wird bestätigt, oder ihm 
wird eine solche Pflicht auferlegt.

3. Die Verpflichtung des Bürgers, in seiner Freizeit 
bis zu 20 Stunden unbezahlte gemeinnützige Ar­
beit zu leisten, wird bestätigt.

4. Andere Verpflichtungen des Bürgers, die darauf 
gerichtet sind, ein dem sozialistischen Recht ent­
sprechendes Handeln zu entwickeln, zu fördern 
und zu gewährleisten, werden bestätigt.

5. Dem Bürger wird eine Rüge erteilt.
6. Dem Bürger wird die Pflicht auferlegt, eine Geld­

buße von 10 bis zu 500 Mark zu zahlen.
(2) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
können Verpflichtungen einer Brigade, einer Haus­
gemeinschaft oder eines anderen Kollektivs oder 
eines Bürgers zur Erziehung des Rechtsverletzers 
bestätigen.
(3) Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergut­
machung des Schadens erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Geschädigten.
(4) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
können Empfehlungen an die Leiter der Betriebe, 
der staatlichen Organe und Einrichtungen, die Vor­
stände der Genossenschaften und die Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen geben. Diese sind 
verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen schriftlich 
dazu Stellung zu nehmen.

Hinweis: Vgl. §§ 20, 21 GGG: §§25ff. Konfliktkom­
missionsordnung; §§ 23ff. Schiedskommissionsord- 
nung.

3. Abschnitt
Strafen ohne Freiheitsentzug

§ 30
Anwendungsbereich und Zweck der Strafen 
ohne Freiheitsentzug
(1) Strafen ohne Freiheitsentzug werden unter Be­
rücksichtigung der Schwere der Tat und der Schuld 
des Täters gegenüber Personen angewandt, die ein 
Vergehen aus Undisziplinicrtheit, Pfiichtvcrgessen- 
heit, ungefestigtem Verantwortungsbewußtsein 
oder Unachtsamkeit oder wegen besonderer persön­
licher Schwierigkeiten begehen.


